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Liebe Mandanten,
selbstverständlich haben wir für den August 
ein Motiv ausgewählt, das auf den ersten 
Blick Fernweh auslöst, schließlich ist Urlaubs- 
zeit. Aber der zweite Blick zeigt - das Motiv 
könnte doch im Grunde genommen auch ir-
gendwo ganz in greifbarer Nähe entstanden 
sein. Es sind doch die einfachen Dinge, die 
das Leben so lebenswert machen: Die Natur, 
die Entschleunigung und die kleine Auszeit, 
die wir uns auch in unserem Alltag gönnen 
können, wenn wir das nur wollen. Genau 
diese wertvollen Pausen sollten wir nicht nur 
im August suchen. Und bei den komplizier-
ten Themen sind wir für Sie da.
 
Herzlichst
Ihr Team Schild und Partner
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T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Termine August 2019

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung¹ Scheck²

Lohnsteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag³ 12.08.2019 15.08.2019 09.08.2019

Kapitalertragsteuer, Soli-
daritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-
dige Finanzamt abzuführen.

Umsatzsteuer⁴ 12.08.2019 15.08.2019⁷ 09.08.2019

Gewerbesteuer 15.08.2019⁵ 19.08.2019 12.08.2019⁸

Grundsteuer 15.08.2019⁵ 19.08.2019 12.08.2019⁸

Sozialversicherung⁶ 28.08.2019 entfällt entfällt

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat.

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das 
abgelaufene Kalendervierteljahr.

⁵ In den Bundesländern und Regionen, in denen der 15.08.2019 ein gesetzlicher Feiertag (Mariä Himmelfahrt) ist, wird die Steuer am 16.08.2019 
fällig.

⁶ Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermei-
den, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen 
der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 26.08.2019, 0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. 
der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

⁷ In den Bundesländern und Regionen, in denen der 15.08.2019 ein gesetzlicher Feiertag (Mariä Himmelfahrt) ist, endet die Schonfrist am 
16.08.2019.

⁸  In den Bundesländern und Regionen, in denen der 15.08.2019 ein gesetzlicher Feiertag (Mariä Himmelfahrt) ist, endet die Schonfrist am 
13.08.2019.
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Zahlungsverzug:  
Höhe der Verzugszinsen

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der 
Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner 
durch eine Mahnung in Verzug setzen. Der 
Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhe-
bung sowie der Mahnbescheid.
Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn

_für die Leistung eine Zeit nach dem 
Kalender bestimmt ist,

_die Leistung an ein vorausgehendes 
Ereignis anknüpft,

_der Schuldner die Leistung verwei-
gert,

_besondere Gründe den sofortigen 
Eintritt des Verzugs rechtfertigen.

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätes-
tens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang 
einer Rechnung ein; dies gilt gegenüber 
einem Schuldner, der Verbraucher ist, al-
lerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung 
besonders hingewiesen wurde.

Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger 
den Zugang der Rechnung (nötigenfalls 
auch den darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der Mahnung 
beweisen.

Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu 
verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für 
das Jahr fünf Prozentpunkte bzw. für Rechts-
geschäfte, an denen Verbraucher nicht 
beteiligt sind, neun Prozentpunkte über dem 
Basiszinssatz.

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. 
Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um 
die Prozentpunkte, um welche die Bezugs-
größe seit der letzten Veränderung des 
Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. 
Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste 
Hauptrefinanzierungsoperation der Europäi-
schen Zentralbank vor dem ersten Kalender-
tag des betreffenden Halbjahrs.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S
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Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz

Verzugszinssatz für 
Rechtsgeschäfte ohne 
Verbraucherbeteiligung

01.01. bis 30.06.2017 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.07. bis 31.12.2017 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.01. bis 30.06.2018 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.07. bis 31.12.2018 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.01. bis 30.06.2019 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.07. bis 31.12.2019 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

Im Geschäftsverkehr gilt insbesondere Folgendes:

_Vertragliche Vereinbarung von Zahlungsfristen ist grundsätzlich nur noch bis maximal 60 Kalendertage (bei öffentlichen Stellen als 
Zahlungspflichtige maximal 30 Tage) möglich.

_Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der Gegenleistung.

_Erhöhung des Verzugszinssatzes von acht auf neun Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz.

_Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem Tag nach deren Ende, ansonsten 30 Tage nach Rechnungszu-
gang bzw. 30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder Dienstleistungsempfangs.

_Mahnung ist entbehrlich: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort Verzugszinsen verlangen, sofern er seinen Teil des Vertrags 
erfüllt hat, er den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und der Schuldner für den Zahlungsverzug verantwortlich ist.

_Einführung eines pauschalen Schadenersatzanspruchs in Höhe von 40 € für Verwaltungskosten und interne Kosten des Gläubigers, 
die in Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von Verzugszinsen und vom Ersatz externer Beitreibungskosten).

_Abnahme- oder Überprüfungsverfahren hinsichtlich einer Ware oder Dienstleistung darf grundsätzlich nur noch maximal 30 Tage 
dauern.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze 
ab 1. Januar 2017:
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T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Termine September 2019

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat.

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat.

⁵ Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermei-
den, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen 
der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.09.2019, 0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. 
der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung¹ Scheck²

Lohnsteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag ³ 10.09.2019 143.09.2019 06.09.2019

Kapitalertragsteuer, Soli-
daritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-
dige Finanzamt abzuführen.

Einkommensteuer,  
Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag 10.09.2019 13.09.2019 06.09.2019

Körperschaftsteuer, Soli-
daritätszuschlag 10.09.2019 13.09.2019 06.09.2019

Umsatzsteuer ⁴ 10.09.2019 13.09.2019 06.09.2019

Sozialversicherung ⁵ 26.09.2019 entfällt entfällt
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Solaranlagen und Co. müssen ins 
Marktstammdatenregister eingetragen 
werden

Das Marktstammdatenregister ist ein amt-
liches Register für alle stromerzeugenden 
Anlagen. Das System löst seit Anfang 2019 
alle bisherigen Meldewege für Anlagen nach 
dem Erneuerbare Energien Gesetz oder 
Kraft Wärme Kopplungs Gesetz ab. In ihm 
müssen alle Stromerzeugungsanlagen regis-
triert werden.

Eintragen muss sich beispielsweise auch, wer 
mit einer mit dem Netz verbundenen Sola-
ranlage privaten Strom erzeugt. Das gilt für 
alle Photovoltaikanlagen, Blockheizkraftwer-
ke, Batteriespeicher, Kraft Wärme Kopplungs 
Anlagen, Windenergieanlagen und Notstro-
maggregate. Das gilt auch dann, wenn die 
Anlage bereits seit vielen Jahren läuft.

Bereits vor dem 31. Januar 2019 in Betrieb 
befindliche Anlagen müssen grundsätzlich 
bis 31. Januar 2021 eingetragen werden. Für 
Batteriespeicher gilt eine kürzere Frist. Die 
Registrierung muss hier bis zum 31. Dezem-
ber 2019 erfolgen. Jede Neuanlage, die ab 
Februar 2019 an den Start gegangen ist, 
muss innerhalb eines Monats nach Inbe-
triebnahme ins Marktstammdatenregister 
eingetragen werden.

Hinweis: Jede Strom erzeugende Anlage 
muss einzeln registriert werden. Für eine 
Photovoltaikanlage mit Batteriespeicher be-
darf es daher zweier einzelner Eintragungen.

(Quelle: Verordnung zur Änderung der Marktstammdatenregister-

verordnung)
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E I N K O M M E N S T E U E R

Keine Steuerermäßigung für Kapital-
auszahlung einer betrieblichen Al-
tersversorgung wegen Kündigung aus 
persönlichen Gründen

Außerordentliche Einkünfte können ermäßigt 
besteuert werden. Hierzu gehören z B. Ver-
gütungen für mehrjährige Tätigkeiten, soweit 
sie sich über mindestens zwei Veranlagungs-
zeiträume erstrecken und einen Zeitraum 
von mehr als zwölf Monaten umfassen.

In einem vom Finanzgericht Köln entschie-
denen Fall hatte ein Arbeitgeber 2002 für 
seine Arbeitnehmerin eine betriebliche 
Altersversorgung bei einer Pensionskasse 
abgeschlossen. Die eingezahlten Beiträge 
minderten in vollem Umfang ihren steu-
erpflichtigen Arbeitslohn. Aufgrund einer 
schweren Erkrankung kündigte sie 2015 ihr 
Arbeitsverhältnis, so dass der Versicherungs-
vertrag auf sie überging und sie nun das 
Recht hatte, die Versicherung fortzuführen 
oder zu kündigen. Wegen ihrer Erkrankung 

und der daraus entstandenen prekären 
finanziellen Situation ließ sie sich den Rück-
kaufswert der Versicherung auszahlen. Die 
Auszahlung war wegen der sog. nachgela-
gerten Besteuerung unstrittig steuerpflichtig. 
Sie beantragte aber die ermäßigte Besteu-
erung, weil sie als Vergütung für eine mehr-
jährige Tätigkeit einzustufen sei.
Das Gericht lehnte dies ab, weil die Steu-
erermäßigung nur dann zu gewähren sei, 
wenn die Auszahlung nicht dem vertrags-
mäßigen Ablauf des zugrundeliegenden 
Versicherungsvertrags entspräche. Die 
Arbeitnehmerin hatte aber nach den Versi-
cherungsbedingungen von vornherein das 
Wahlrecht zwischen der Fortführung des 
Versicherungsvertrags und der Kündigung 
mit Einmalauszahlung. Ihre persönlichen 
Kündigungsgründe seien deshalb nicht zu 
berücksichtigen.

Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.
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Ist Schwimmunterricht  
umsatzsteuerfrei?

Unklar ist, ob Schwimmkurse für Kinder, die 
eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts durch-
führt, umsatzsteuerfrei sind. Umsätze aus 
Schul- und Hochschulunterricht sind nach 
EU Recht steuerfrei. Der Bundesfinanzhof 
(BFH) hat beim Gerichtshof der Europä-
ischen Union (EuGH) angefragt, ob dies 
auch für Schwimmunterricht gilt. Auch muss 
geklärt werden, ob es eine Rolle spielt, dass 
der Schwimmunterricht von einer Perso-
nengesellschaft erteilt wird. 2014 hatte der 
Bundesfinanzhof entschieden, dass der von 
einem Einzelunternehmer erteilte Schwim-
munterricht umsatzsteuerfrei ist, da das 
höherrangige EU Recht eine Befreiungsvor-
schrift für von Privatlehrern erteilten Schul- 
und Hochschulunterricht vorsieht.

Aufgrund eines neuen EuGH Urteils hat der 
Bundesfinanzhof aber Zweifel an seiner Ent-

scheidung aus 2014 und deshalb dem EuGH 
die eingangs erwähnten Fragen gestellt. 
Schwimmen dient nach Auffassung des Bun-
desfinanzhofs als elementare Grundfähigkeit 
eines Menschen dem Gemeininteresse und 
der Unterricht müsse deshalb steuerfrei 
gestellt werden. Dabei dürfe es keine Rolle 
spielen, ob er von einem Einzelunternehmen 
oder einer Personengesellschaft erteilt wird. 
Der EuGH hat aber bisher unter dem Begriff 
„Schulunterricht“ nur solchen erfasst, der auf 
ein breites und vielfältiges Unterrichtsspekt-
rum gerichtet ist. Spezialunterricht, wie z. B 
den von Fahrschulen, hat er ausgeschlossen.

Tipp: Betroffene Unternehmen sollten ge-
gen die Umsatzsteuerfestsetzungen Einsprü-
che einlegen oder Änderungsanträge stel-
len. Einsprüche ruhen bis zur endgültigen 
Entscheidung durch den BFH.

U M S AT Z S T E U E R
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Identität von Rechnungsaussteller und 
leistendem Unternehmer als Vorausset-
zung für den Vorsteuerabzug

Ein Unternehmer verkaufte umsatzsteuer-
pflichtig Computer und Software. Er machte 
Vorsteuer aus dem Erwerb von Elektroni-
kartikeln von den Zulieferfirmen T und F 
geltend. Die Waren wurden ihm von der A 
AG angeboten, von der er die Waren entwe-
der abholte oder sie von der A AG direkt an 
seine Abnehmer verschicken ließ.

Das Finanzamt war der Ansicht, dass T und 
F als sog. missing trader (Nichtunternehmer) 
und der Unternehmer als sog. buffer (Zwi-
schenhändler) in eine Umsatzsteuerbetrugs-
kette eingebunden waren und versagte dem 
Unternehmer den Vorsteuerabzug.
Der Bundesfinanzhof entschied unter Bezug-
nahme auf die Rechtsprechung des Ge-
richtshofs der Europäischen Union, dass für 
den Vorsteuerabzug u. a. leistender Unter-
nehmer und Rechnungsaussteller identisch 
sein müssen. Das war hier nicht der Fall, 
denn die Lieferungen wurden von der A AG 
und nicht von T und F ausgeführt. Mithin 
wurden die von T und F abgerechneten 
Lieferungen nicht erbracht und die von der 
A AG ausgeführte Lieferung nicht abgerech-
net.

U M S AT Z S T E U E R

Ferienwohnungsvermietung als Rei-
seleistung

Ein Unternehmer vermietete im eigenen 
Namen Häuser im Inland sowie in anderen 
EU Ländern zu Urlaubszwecken an Privat-
kunden. Die Objekte mietete er von den 
jeweiligen Eigentümern an. Die Betreuung 
der untergebrachten Gäste erfolgte durch 
den Eigentümer der Immobilien oder deren 
Beauftragte. Neben der Unterkunftsgestel-
lung wurden typische Nebenleistungen, wie 
z. B. Reinigung der Unterkunft und Wäsche-
service, erbracht. Der vermietende Unter-
nehmer war der Ansicht, dass der ermäßigte 
Steuersatz im Rahmen der Margenbesteue-
rung zum Tragen kommt.

Der Bundesfinanzhof entschied, dass grund-
sätzlich die Margenbesteuerung, aber nicht 
der ermäßigte Steuersatz Anwendung findet. 
Das Gericht verweist in diesem Zusammen-
hang auf die unionsrechtliche Grundlage. 
Der Gerichtshof der Europäischen Union 
hatte entschieden, dass Dienstleistungen 
im Zusammenhang mit der Beherbergung 
in Ferienunterkünften, die von Reisebüros 
durchgeführt werden, nicht dem ermäßigten 
Steuersatz unterliegen können.
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U M S AT Z S T E U E R

Wie ist der Begriff „Nummer der Rech-
nung“ im Vorsteuervergütungsantrag 
zu verstehen?

Steuererstattungen an nicht in Deutschland 
ansässige Steuerpflichtige erfolgen auf An-
trag durch das Bundeszentralamt für Steu-
ern (BZSt). In dem fristgerecht zu stellenden 
Antrag ist für jede Rechnung u. a. die Rech-
nungsnummer anzugeben.

Das BZSt versagte einem österreichischen 
Antragsteller die Steuererstattung, weil er bis 
zum Ablauf der Antragsfrist keinen den ge-
setzlichen Anforderungen entsprechenden 
Vorsteuervergütungsantrag vorgelegt habe. 
Zwar erfolgte die Antragstellung fristgerecht, 
nur waren statt der Rechnungsnummern 
Referenznummern eingetragen.

In dem Rechtsstreit mit dem BZSt setzte der 
Bundesfinanzhof das Revisionsverfahren aus, 
bis der Gerichtshof der Europäischen Union 
die folgenden Fragen beantwortet hat:

_Reicht es für den ordnungsgemä-
ßen Vorsteuervergütungsantrag aus, 
wenn in der Spalte „Beleg-Nr.“ nicht 
die Rechnungsnummer, sondern 
eine Referenznummer eingetragen 
ist?

_Gilt ein Erstattungsantrag, in dem 
statt der Rechnungsnummer die 
Referenznummer angegeben wur-
de, trotzdem als vollständig und als 
fristwahrend vorgelegt? Ist dabei 
zu berücksichtigen, dass der An-
tragsteller aufgrund der Gestaltung 
des elektronischen Portals in Öster-
reich und des Antragsvordrucks in 
Deutschland annehmen konnte, es 
genüge für eine formell vollständige 
und fristgerechte Antragstellung die 
Eintragung einer anderen Kennziffer 
als der Rechnungsnummer?



13I N H A LT S V E R Z E I C H N I S

Z I V I L R E C H T

Bewertung land- und forstwirtschaftli-
chen Grundbesitzes mit zeitnah erziel-
tem Verkaufspreis

Für erbschaftsteuerliche Zwecke ist ein 
innerhalb von 15 Jahren nach dem Erbfall 
veräußerter land- und forstwirtschaftlicher 
Grundbesitz mit dem Liquidationswert zu 
ermitteln. Dabei ist der Grund und Boden 
mit dem von den Gutachterausschüssen 
ermittelten Bodenrichtwert zu bewerten.

In einem vom Bundesfinanzhof entschie-
denen Fall hatte das Finanzamt geerbten 
Grundbesitz hiernach mit 190.000 € be-
wertet, obwohl er sechs Monate nach dem 
Erbfall für nur 123.000 € verkauft worden 
war. Während z. B. beim privaten Grund-
vermögen ein niedrigerer Wertansatz mit 
Verkaufspreisen möglich ist, die innerhalb 
eines Jahres nach dem Erbfall erzielt worden 
sind, lässt das Gesetz dies beim land- und 
forstwirtschaftlichen Grundbesitz nicht zu.

Der Bundesfinanzhof entschied aber, dass 
der Grundbesitz auch in diesem Fall mit dem 
tatsächlichen Verkaufspreis bewertet werden 
kann, weil der vom Finanzamt angesetzte 
Wert mehr als 50 % über dem erzielten Ver-
kaufspreis lag und damit das sich aus dem 
Grundgesetz ergebende Übermaßverbot 
verletzt wurde.

E R B S C H A F T -  U N D 
S C H E N K U N G S T E U E R

Wohnungseigentümergemeinschaft 
haftet nicht für verzögerte oder man-
gelhafte Sanierung

Eine Wohnungseigentümerin klagte gegen 
die Wohnungseigentümergemeinschaft auf 
Zahlung von Schadensersatz, weil deren 
Wohnung aufgrund von Sanierungsarbeiten 
über einen langen Zeitraum unbewohnbar 
war. Die Sanierung wurde auf einer Eigentü-
merversammlung beschlossen, die Arbeiten 
wurden aber erst durch einen neuerlichen 
Beschluss in Auftrag gegeben und erst nach 
Verstreichen einer längeren Zeitspanne 
abgeschlossen. Die betroffene Eigentümerin 
warf der Gemeinschaft vor, den Sanierungs-
beschluss mangelhaft umgesetzt zu haben.

Wird durch eine Gemeinschaft ein Sanie-
rungsbeschluss getroffen, der nicht oder 
nur unvollständig durchgeführt wird, schei-
det eine Haftung der übrigen Wohnungs-
eigentümer oder der Gemeinschaft aus. 
Ersatzpflichtig ist in einem solchen Fall der 
Verwalter, da eine Durchführungspflicht der 
Gemeinschaft für gefasste Beschlüsse nicht 
besteht. Diese haftet selbst dann nicht, wenn 
der Verwalter bei der Durchführung des Be-
schlusses pflichtwidrig handelt. Dies hat der 
Bundesgerichtshof entschieden.
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Keine verlängerte Festsetzungsfrist zur 
Festsetzung von Zinsen analog zur Fest-
setzungsfrist für Folgebescheide, basie-
rend auf Grundlagenbescheiden

Ist für die Festsetzung einer Steuer ein 
Grundlagenbescheid, z. B. ein Feststel-
lungsbescheid, bindend, endet die Frist zur 
Steuerfestsetzung nicht vor Ablauf von zwei 
Jahren nach Bekanntgabe des Grundlagen-
bescheids.

Diese Regelung gilt nicht für die Festset-
zung von Zinsen mit vom Steuerbescheid 
getrenntem Zinsbescheid. Die Frist zur 
Festsetzung der Zinsen beträgt ein Jahr. Sie 
beginnt mit Ablauf des Jahrs, in dem die 
Steuer festgesetzt, aufgehoben, geändert 
oder wegen einer offenbaren Unrichtigkeit 
berichtigt wurde. Die Frist wird nach einem 
Urteil des Bundesfinanzhofs nicht in analo-
ger Anwendung der für Grundlagen- und 
Folgebescheide geltenden Vorschriften auf 
zwei Jahre ausgedehnt.

Im Urteilsfall erließ das Finanzamt im Juli 
2010 einen geänderten Einkommensteuer-
bescheid. Daraus ergab sich eine Steuer-
nachzahlung. Mit gesondertem Bescheid 
vom 10. Februar 2012 wurden die Nachzah-
lungszinsen festgesetzt. Dies war rechtswid-
rig, da die Festsetzungsfrist für die Zinsen 
bereits mit Ablauf des 31. Dezember 2011 
geendet hatte.

Geschäftsführer einer Kapitalgesell-
schaft als ständiger Vertreter

Eine in Luxemburg ansässige Gesellschaft 
hatte sich mit dem Ankauf von Dental 
Altgold befasst. Der beherrschende Gesell-
schafter und Geschäftsführer hatte Woh-
nung und Büro in Luxemburg, eine weitere 
Wohnung in Deutschland in Grenznähe.

Nach einer Fahndungsprüfung kam das 
Finanzamt zu dem Ergebnis, dass der 
Geschäftsführer durch die regelmäßigen 
geschäftlichen Aktivitäten in Deutschland 
als ständiger Vertreter anzusehen sei. Das 
Handeln des Geschäftsführers in Deutsch-
land führe damit zu einer beschränkten 
Körperschaftsteuerpflicht des ausländischen 
Unternehmens.

Der Bundesfinanzhof bestätigte, dass Orga-
ne von juristischen Personen ständige Ver-
treter sein können.

V E R FA H R E N S R E C H T
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Widerstreitende Steuerfestsetzung bei 
mehrfacher Berücksichtigungsmöglich-
keit eines Sachverhalts

Ein in Deutschland wohnender Steuer-
pflichtiger war Miterbe seiner verstorbenen 
Schwester, die Schweizer Staatsangehörige 
war. Zum Nachlass gehörten zwei in der 
Schweiz belegene Grundstücke. Sowohl die 
schweizerische als auch die deutsche Steu-
erbehörde berücksichtigten die Grundstücke 
bei der Festsetzung der Erbschaftsteuer. 
Das deutsche Finanzamt rechnete die in 
der Schweiz festgesetzte Erbschaftsteuer 
auf die deutsche an. Der deutsche Erb-
schaftsteuerbescheid wurde bestandskräftig. 
Später verlangte der Erbe eine Herabset-
zung seiner Erbschaftsteuer. Er berief sich 
auf das Doppelbesteuerungsabkommen 
mit der Schweiz, nach dem Deutschland in 
der Schweiz belegenes Grundvermögen 
erbschaftsteuerfrei stellt, wenn der Erblasser 
Schweizer Staatsangehöriger war. Die Erfas-
sung in der Schweiz und in Deutschland sei 
eine widerstreitende Steuerfestsetzung, die 
die Berichtigung auch eines bereits be-
standskräftigen Bescheids ermögliche.

Der Bundesfinanzhof lehnte das ab. Wider-
streitende Steuerfestsetzungen liegen nur 
dann vor, wenn die in den Bescheiden ge-
troffenen Regelungen aufgrund der materi-
ellen Rechtslage nicht miteinander vereinbar 
und daher widersprüchlich sind, weil nur 

eine der festgesetzten Rechtsfolgen zutref-
fen kann. Ein Widerstreit in diesem Sinne 
lag nicht vor. Die Schweizer Steuerbehörde 
konnte gemäß des Doppelbesteuerungsab-
kommens den Erwerb besteuern. Zugleich 
durfte das deutsche Finanzamt den Erwerb 
im Rahmen des Progressionsvorbehalts 
berücksichtigen. Weil in der mehrfachen 
Berücksichtigung kein denklogischer Wider-
spruch liegt, konnte derselbe Sachverhalt 
mehrfach erfasst werden. Dass das Grund-
stück in Deutschland fälschlicherweise in 
die Bemessungsgrundlage einbezogen und 
nicht im Rahmen des Progressionsvorbe-
halts berücksichtigt wurde, spielt dabei keine 
Rolle.

V E R FA H R E N S R E C H T


